Im Sommer vor 20 Jahren wagte Europa mehr Freiheit
Von Zsuzsa Breier

„Nach vierzig Jahren Bundesrepublik sollte man eine neue Generation in Deutschland nicht über die Chancen einer Wiedervereinigung belügen. Es gibt sie nicht“ – sagte im Juni 1989 Gerhard Schröder (Bild-Zeitung, 11. Juni 1989), der später, im 15. Jubiläumsjahr des Mauerfalls als Bundeskanzler dann doch von einem „Glücksfall“ sprach. Im Jahr 1989 bezeichnete er die „Idee Wiedervereinigung“ „reaktionär und hochgradig gefährlich“. Damit war er nicht allein: der Fraktionsvorsitzende der Grünen im hessischen Landtag, Joschka Fischer hielt die Forderung nach der Wiedervereinigung für „eine gefährliche Illusion“ und schlug vor, „das Wiedervereinigungsgebot des Grundgesetzes aus der Verfassung (zu) streichen“. „Wiedervereinigung? Welch historischer Schwachsinn!“, meinte Oscar Lafontaine im Dezember 1989. Nobelpreisträger Günter Grass ging gegen die Wiedervereinigung mit dem Hinweis auf Auschwitz an: nach dem Mauerfall, im Dezember 1989 erklärte er dem Bundesparteitag der SPD in Berlin unter großem Beifall der Delegierten, die Deutschen hätten „wegen Auschwitz“ das Recht auf die Einheit des deutschen Volkes verwirkt. SPD-Präsidiumsmitglied Egon Bahr fünf Wochen vor der Grenzöffnung: "Lasst uns um alles in der Welt aufhören, von der Einheit zu träumen oder zu schwätzen." Und für Willy Brandt, der später den gerühmten Satz prägte: "Jetzt kommt zusammen, was zusammen gehört!", war die Hoffnung auf Wiedervereinigung im September 1989 „die Lebenslüge der Zweiten Republik". 

Das einmalige Ereignis vor 20 Jahren, Mauerfall, deutsche und europäische Einheit, scheinen heute eine Selbstverständlichkeit zu sein – vor 20 Jahren war die Skepsis groß. Das Rad der Geschichte ließ sich aber längst nicht mehr zurückdrehen. Bereits im März 1989 zierte ein Plakat die Straßen in Budapest: „1945-1989: Das war es, und das reicht auch!“. Im Juni versammelten sich über 250 000 Ungarn, um den 56 ermordeten Helden des brutal niedergeschlagenen Ungarn-Aufstands Imre Nagy durch ein feierliches Wiederbegräbnis zu rehabilitieren. Die Partei und die kommunistischen Geheimdienste mussten tatenlos zuschauen, wie ein 26jähriger Nicht-Kommunist, Viktor Orbán, in einer spektakulären Rede vor 250 000 Menschen von „sowjetischer Okkupation“ und „kommunistischer Diktatur“ redete, und den Auszug der Sowjettruppen, nationale und politische Unabhängigkeit des Landes forderte. 

Im Juni 1989 errang in Polen Solidarnosc einen Erdrutschsieg. Im August, während über die durchlässig gewordene ungarisch-österreichische Grenze hunderte DDR-Bürger in den Westen fliehen konnten, hat Polen den ersten nichtkommunistischen Regierungschef des Ostblocks gestellt.
Am 4. September begannen in Leipzig die Montagsdemonstrationen, am 10. September öffnete Ungarn auch offiziell seine Grenzen. In atemberaubendem Tempo stürzen eins nach dem anderen die kommunistischen Regimes und ihre Machthaber: am 18. Oktober trat Honecker zurück, am 23. Oktober bekam Ungarn eine demokratische Verfassung. Zwei Tage später prägte der sowjetische Außenminister den „Sinatra-Doktrin“ nach dem Motto „I did it my way“: die kommunistischen Bruderstaaten durften tatsächlich ihren Weg gehen – letztlich bezeichnete Glasnost-Chef Gorbatschow bereits im Juli „jede Einmischung“ als „unzuverlässig“. Am 9. November fiel die Mauer, einige Tage später begann in der Tschechoslowakei „Die samtene Revolution“: auch der 1968 blutig  niedergeschlagene Prager Frühling erwachte.
Osteuropa brodelte, der Kommunismus stürzte, das antikapitalistische System versagte. Die „Diktatur des Proletariats“ konnte weder die versprochene soziale Gerechtigkeit noch das kollektive Glück einlösen. Während Westdeutschland im Sommer 1989 noch darüber diskutiert, ob die deutsche Wiedervereinigung möglich ist, ob der sowjetkommunistische Block nicht doch eine Existenzberechtigung hat, ob der Sozialismus nicht doch gut gedacht, nur schlecht gemacht war, haben beide Beteiligten des Ostblocks, Okkupierte und Okkupierende, den Kommunismus längst aufgegeben. Spätestens in 1953, 1956 und 1968 musste es eigentlich klar sein, was im Osten ablief: die falsche Idee einer falschen Gleichmachung konnte nicht einmal durch einen beispiellos brutalen Terror zum Sieg verholfen werden. Während das nie eingelöste kommunistische Heilsversprechen Millionen Menschenleben kostete (das Schwarzbuch des Kommunismus spricht über 80 bis 100 Millionen Opfer), und die Beteiligten des großen Experiments in Angst, Armut und Verzweiflung oder Kollaboration mit den mörderischen Geheimdiensten der Diktaturen getrieben worden sind, erlagen weit weg von den blutigen Schauplätzen noch immer ganze Scharen von westlichen Intellektuellen der Faszination der kommunistischen Idee, die den im Kapitalismus egoistisch und gierig gewordenen Menschen zum Guten umwandeln sollte.  
Angesichts des geräuschlosen Totalkollapses ist es erstaunlich, wie zögernd die Verabschiedung vonstatten geht. Auch 20 Jahre nach Mauerfall sind viele osteuropäische Länder vom Ringen zwischen linken Exkommunisten und den Nach-Wende-Politikern gekennzeichnet. Diskussionen über die „Leistungen“ des Kommunismus und die Bewertung des gescheiterten Systems flammen auf. Das neue Kampfwort ist die GIER des Kapitalismus, die angeblich systemrelevante krankhafte Gewinnsucht, das böse Streben nach Mehr und immer Mehr. Kurz vor und um die Zeit der Wende wirkte eine derartige Geißelung gar nicht, die Erinnerung daran, dass der kommunistische Ostblock letztlich mehr Elend und Opfer hervorgebracht hat  mehr Ungleichheit und Ungerechtigkeit erzeugt hat, als der Kapitalismus je, war noch lebendig. 
Erinnern sich aber daran noch 20 Jahre nach Mauerfall diejenigen, die heute mit der Gier zusammen auch Kapitalismus und Marktwirtschaft verfemen? Wissen die neuen Heilsversprecher, dass die Marktwirtschaft „sozial“ ist, dass sie im Westen ohne Ausnahme mehr umzuverteilen vermochte, als der ohne Leistungsdruck verarmte Sozialismus je im Osten?  
Der Glaube an der Formbarkeit der Welt hat mit dem kommunistischen Experiment im Osten Europas eine schwere und dramatische Niederlage erlitten. Von der Formbarkeit bis zur Diktatur waren es nur einige wenige Schritte. Denn wer soll die Grenzen der Formbarkeit der Welt festlegen? Und wer soll entscheiden, wie der Mensch zu formen ist? Und wo sollen die hin, die nicht geformt werden wollen? 
Osteuropäer sind verbrannte Kinder. Nach über 40 Jahren schmerzhaftem Vermissen von Selbstbestimmung und Freiheit ist das Vertrauen in die Formbarkeit der Welt und der Menschen wenig vorrätig. 
Wohl aus diesem Grunde höre ich westlichen Intellektuellen, die verschont vom kommunistischen Experiment, gelassen darüber plaudern, wie die Welt zu formen sei angesichts der Krise, misstrauisch zu. Weniger Gewinn, weniger Gier, weniger Konsum, weniger Warensortiment wird gefordert. Weniger Kapitalismus und mehr Umverteilen – das hatten wir doch alles, es hat nur keinen Tag funktioniert. Schließlich hatten viele kommunistischen Länder tatsächlich nur eine Sorte Toilettenpapier – der Ostblock hat aber weder die Not der Dritten Welt gelindert noch das Klima gerettet, nicht einmal das soziale Elend seiner eignen, von Selbstbestimmung beraubten Bürger beherrscht. 

Es ist schon merkwürdig, dass die Wirtschaftswissenschaft die Planwirtschaft inzwischen zu den größten Irrwegen der Wirtschaftsgeschichte rechnet, und doch beteuern – beim Geißeln des Kapitalismus - nicht nur populistische und linke Ideologen immer wieder die Vorzüge der angeblich „sozialeren“ Idee des Sozialismus – sein Scheitern und Funktionsuntüchtigkeit bleibt dabei genauso ausgeblendet, wie der einmalige, durch den Kapitalismus möglich gewordene Wohlstand Westeuropas. Letztendlich geht es auch bei dieser Debatte um die Freiheit: wie viel muten wir uns und unseren Bürgern zu. Der Sozialismus ist dabei ganz schlecht weggekommen, indem er die Bürger bevormundete und ihrer Freiheit beraubte, während der Kapitalismus mit der freien Demokratie Hand in Hand sich entwickelte.

Wenn die Teilung und die Erfahrung mit europäischen Diktaturen eine Botschaft hat, dann dies: wagt mehr Freiheit.  
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